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1. So wurde gearbeitet 
 

Für das Projekt wurden mögliche Szenarien mit verunfallten batterieelektrischen Fahrzeugen 
ausgearbeitet und auf Grundlage dieser der Umgang bei Unfallereignissen von der Unfallbearbeitung, 
über Abtransport bis hin zu Reparatur, Demontage und Recycling beschrieben. Durch diesen 
holistischen Ansatz wurde es möglich, für beteiligte Parteien Prozesse zu erstellen und 
Rahmenbedingungen möglichst genau zu definieren. Zur Verbesserung der Übersichtlichkeit wurde 
der Stand der Technik bei Brand oder Unfallereignissen gegliedert in drei aufeinander folgende Phasen 
dargestellt: (1) Unfall und Rettung, (2) Abtransport und Sicherung und (3) Reparatur, Demontage und 
Recycling. Diese Gliederung erfolgte angepasst an den logischen Fluss der jeweiligen 
Aufgabenbereiche der Stakeholder, also prozessbezogen und nicht rein inhaltlich (z.B. 
Rettungstechniken, Ausbildung, Fahrzeugtechnik, etc.) gegliedert. Da sich zwischen den Stakeholdern 
unterschiedliche Schnittstellenbereiche ergeben, wurde besonderer Wert auf eine möglichst präzise 
Untersuchung und Definition dieser Schnittstellen gelegt. 

Der Informationsbeschaffungsprozess beinhaltete eine Literaturrecherche und die Aufarbeitung von 
wissenschaftlichen Projektergebnissen, aber auch Fallanalysen und -studien aus dem nationalen wie 
internationalen Umfeld dienten der Entwicklung der Prozessgestaltung. Expert:innenbefragungen 
rundeten die durchgeführten Recherchearbeiten ab. Ein zentraler Bestandteil jedes Teilprozesses war 
ein zweitägiger Workshop, bei welchem am ersten Tag Expert:innen eingeladen und am zweiten Tag 
die Ergebnisse innerhalb des Projektkonsortiums aufgearbeitet wurden. Um die jeweiligen Workshops 
möglichst effizient zu gestalten, ging jedem Workshop eine umfassende Analyse und Aufbereitung 
bereits vorhandener Literaturdaten und Projektergebnisse voraus. Die Formulierung von 
Handlungsempfehlungen und die detaillierte Ausarbeitung der aufgegriffenen Themenstellungen 
erfolgte im Anschluss an die Workshops. So können diese als zentrale Informationsdrehscheibe 
gesehen werden, in deren Vorfeld und Nachgang die inhaltliche Detailarbeit erfolgte.  

 

Die Organisationen hinter dem Projekt RECOVER-E 

Fragestellungen in Bezug auf Unfallbearbeitung über Abtransport und Sicherung bis hin zu Recycling 
werden von unterschiedlichen Stakeholdern bearbeitet. An den Schnittstellen treten daher häufiger 
Abstimmungsprobleme auf und führen zu Schwierigkeiten in der gesamtheitlichen Bearbeitung eines 
Unfallereignisses. Um auf diesen Umstand intensiv eingehen zu können, wurde das Projekt      
RECOVER-E mit einem Konsortium bearbeitet, in welchem Vertreter aus allen relevanten Teilbereichen 
der Unfallbearbeitung beteiligt waren. Diese sind wie folgt: 

Projektkoordinator: 

IRIS - Industrial Risk and Safety Solutions e.U. 

Projektpartner:  

Montanuniversität Leoben 
Österreichischer Automobil-, Motorrad- und Touring Club (ÖAMTC) 
Österreichischer Bundesfeuerwehrverband (ÖBFV) 
SEDA-Umwelttechnik GmbH 
TÜV SÜD Landesgesellschaft Österreich GmbH 
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Abbildung 1: Darstellung möglicher Szenarien für Ereignisse mit Lithium-Ionen-Batterien in Abhängigkeit unterschiedlicher 

Randbedingungen 
Venting6 

Durch die systematische Aufarbeitung der Teilprozesse gemäß der gewählten Unterteilung der Unfall- 
und Rettungskette bis zur Verwertung konnte der empfohlene Gesamtprozess für den sicheren 
Umgang mit verunfallten batterieelektrischen Fahrzeugen vom Unfallort bis zur Verwertungsstelle 
entworfen werden. Dieser ist auf den folgenden Seiten dargestellt und zeigt entlang der laufenden 
Kette die Stationen des batterieelektrischen Fahrzeuges mit der Informationsbeschaffung für die 
Arbeitsschritte von links und die Informations- und Tätigkeitsweitergabe nach rechts. Am Ende des 
Prozesses steht, falls eine Reparatur nicht vollständig möglich ist, die sichere Trennung des Fahrzeuges 
von der Batterie und die Aufteilung des Moduls in Zellen, welche ihrem Weiterverwertungsziel 
zugeführt werden.   

 
6 Unter Venting wird das potenziell brandgefährliche Ausgasen einer Batteriezelle verstanden. Tritt dieses Gas in 
Kontakt zu einer Zündquelle kann es zur Entflammung kommen. 
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Abbildung 2: Erarbeiteter Gesamtprozess zum sicheren Umgang mit batterieelektrischen Fahrzeugen 

  



Statistik Unfälle und Brände mit 
batterieelektrischen Fahrzeugen
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3. Statistik Unfälle und Brände mit batterieelektrischen 
Fahrzeugen 

 

Die Datenlage zu Unfällen mit der Beteiligung von batterieelektrischen Fahrzeugen ist nach wie vor 
leider sehr dünn und kann daher nur mit entsprechender Vorsicht als Grundlage für allgemein gültige 
Betrachtungen herangezogen werden. Eine Prognose zu den in Zukunft wahrscheinlichen Unfallzahlen 
ist aus demselben Grund nicht seriös durchführbar. Die in Folge beschriebene Datenrecherche 
(Quellen [1] [2] [3] [4] [5] [6] [7] [8] [9] [10] [11] [12] [13]) soll die Schwierigkeiten zeigen, und ist daher 
auf Basis der genannten Gründe nur eingeschränkt belastbar. Die Statistik von Bränden an 
Traktionsbatterien von EV Fire Safe zeigt bei einer geschätzten Anzahl von ca. 16 Millionen 
Elektrofahrzeugen weltweit seit 2010 bisher 246 bestätigte Fälle sowie 27 unbestätigte Fälle (Quelle 
unzureichend oder nicht prüfbar) und 40 Fälle, welche aktuell in Untersuchung sind (vgl. Seite 29). [14] 

Der Gesamtbestand an PKW im Jahr 2021 in Österreich betrug 5.133.836 Fahrzeuge. Dabei sind über 
200.000 PKW mit Hybrid- oder vollelektrischem Antrieb ausgestattet und lediglich 55 PKW mit 
Wasserstoffantrieb im Bestand. Der Anteil von Fahrzeugen mit alternativen Antrieben ist in den letzten 
Jahren stetig gestiegen, dieser Trend wird sich aller Voraussicht nach in den nächsten Jahren 
verstärken.  

 

Abbildung 3: Anteil von Pkw mit alternativen Antrieben in Österreich für die Jahre 2016 bis 2021 [9] 

Medial hervorgehoben werden derzeit Brände von Fahrzeugen mit batterieelektrischen Antrieben, 
wenngleich der Anteil im PKW-Bestand 2021 erst knapp über 4 % betrug. Jedoch brennen elektrisch 
angetriebene Fahrzeuge nicht öfter als Fahrzeuge mit konventionellen Antrieben [2]. Der 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) [3] sieht in der Elektromobilität kein 
erhöhtes Sicherheitsrisiko.  

Im Jahr 2020 und 2021 wurden vom österreichischen Bundesfeuerwehrverband (ÖBFV) zwei Brände 
von PKW und LKW mit alternativen Antrieben dokumentiert. Bezogen auf den Bestand der jeweiligen 
Jahre bedeutet dies 0,18 bzw. 0,11 Brände pro 10.000 PKW mit alternativem Antrieb.  

Aus einem Bericht des Kuratoriums für Verkehrssicherheit (KFV) [13] geht hervor, dass es in Österreich 
fast 1.800 Fahrzeugbrände im Jahr 2021 gab. Der Österreichische Bundesfeuerwehrverband (ÖBFV) 
hat für die Jahre 2019 bis 2021 Brände von PKW und LKW dokumentiert. Bezogen auf den Mittelwert 
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Eine fortdauernde Dokumentation ermöglicht Alterserscheinungen der Batterie im Fahrzeug frühzeitig 
zu erfassen und so die Sicherheit auf Straßen, in Werkstätten und Havariebetrieben zu erhöhen. Es 
wird empfohlen in eine statistische Erhebung folgende Punkte miteinfließen zu lassen: Antriebsart 
(Vollelektrisch, Hybrid, CNG, Wasserstoff, LNG, usw.), Typ des Fahrzeuges (PKW, Motorrad, Bus, LKW, 
usw.), Art des Vorfalls (Unfall/Brand), Einfluss des Antriebs, Ort und Umgebung des Vorfalls, 
Beteiligung der Batterie und Ursache für die Beteiligung, Beteiligung der Ladeinfrastruktur, gesetzte 
Maßnahmen zur Schadensminimierung (z.B. Brandbekämpfung). 

 

 

 
 

Im Bereich e-Mobilität sind bisher keine spezifischen und belastbaren Unfalldaten und 
Ereignisdaten vorhanden. Diesbezügliche Daten sollen österreichweit gesammelt, 

verarbeitet und als Entscheidungsbasis aufbereitet werden.  
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Abbildung 5: Statistik über Batteriebrände an Elektrofahrzeugen, weltweit, dokumentiert von EV Fire Safe, mit 

Genehmigung zur Übersetzung und Veröffentlichung [14] 



Unfallrettung von verunfallten 
batterieelektrischen Fahrzeugen
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Abbildung 6: Batteriemodul (linkes Bild) und ausreagiertes Batteriemodul nach einem thermal runaway (rechtes Bild) 

Im Zuge des Projekts BRAFA [19] wurden Brände batterieelektrischer Fahrzeuge mit konventionellen 
Fahrzeugbränden verglichen und die in den Brandgasen enthaltenen Stoffe (Kohlenstoffmonoxid, 
Fluorwasserstoff, Chlorwasserstoff, Schwermetalle) untersucht. Bei einer schwedischen Studie [20] 
zeigten sich im Brandtest zwischen einem konventionell angetriebenen Fahrzeug (ICEV A in Abbildung 
7) und zwei batterieelektrischen Fahrzeugen (BEV A, BEV B, in Abbildung 7), dass die größten 
Unterschiede im Abgas bei den Metallen Lithium, Aluminium, Kobalt, Mangan und Nickel liegen. 

 

 

Abbildung 7: Metallfreisetzung beim Abbrand verschiedener Fahrzeuge [21] 

In der gleichen Studie [21] wurden bisherige Versuchsergebnisse aus Literaturstudien zu den 
Ergebnissen von E-TOX ausgewertet. Es lässt sich festhalten, dass der größte Unterschied zu 
konventionellen Fahrzeugen bei den Gasemissionen im Bereich von Fluorwasserstoff (HF) liegt.  

Aus den genannten Studien ist abzuleiten, dass Einsatzkräfte ausschließlich mit Umluft unabhängigen 
Atemschutz arbeiten sollten und sämtliche Haut durch Schutzbekleidung abgedeckt sein müssen 
(Übergänge Handschuh zu Schutzjacke, Flammschutzhaube, udg.). Nach dem Einsatz ist zeitnah 
sämtliche Bekleidung inklusive Unterwäsche abzulegen und eine geeignete Körperpflege (z.B. 
Duschen) sowie die Reinigung der Kleidung durchzuführen. [20] Dabei muss ausdrücklich erwähnt 
werden, dass eine notwendige Optimierung von Maßnahmen zur Einsatzhygiene nicht ausschließlich 
aus der Einführung der Elektromobilität abzuleiten ist. Auch bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren 
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Berücksichtigt werden kann aber auch ein Verdünnungseffekt je nach Abwassersituation. Bei 
Unklarheit ist die Wasserrechtsbehörde bzw. der Betreiber:innen der Abwasserklärung beizuziehen. 

 

4.1.2. Brände in Bauwerken 

In Bauwerken tritt aufgrund der abgeschlossenen Strukturen eine erhöhte Gefahrenlage auf [22]. Eine 
zusätzliche Gefährdung resultiert durch den Umstand, dass kritische Hochvoltbatterien bei einer 
Notentgasung entzündliche Elektrolytdämpfe und brennbare Gase (CO, H2, usw.) abblasen und es in 
geschlossenen Räumen mit schlechter Belüftung zur Bildung einer explosionsfähigen Atmosphäre 
kommen kann. 

 

4.1.2.1. Parkhaus [24] [25] [26] 

Die Eintrittswahrscheinlichkeit des Szenarios Brand in einem Parkhaus beschreibt eine französische 
Studie von Thouroude, Dorian et al (2016) [27], bei welcher 1.931 Parkgaragen im Zeitraum 2010 bis 
2014 in Frankreich untersucht und wovon bei 41 % ein Brandfall registriert wurde. Hierbei ist das 
Auftreten von Bränden in Parkgebäuden mit mehr als 1.000 Stellplätzen (12 % der untersuchten 
Parkgaragen) sechs Mal höher als in Parkgaragen mit weniger als 1.000 Stellplätzen. Diese Brände 
treten fünf Mal so oft in den stark frequentierten Bereichen nahe der Ein- und Ausfahrten auf. [28] 
Garagengebäude werden mit Feuerwiderstandsklasse F90 oder REI90 errichtet, dennoch kann es 
durch Materialermüdung, Baufehler, udg. zu einer Einsturzgefährdung kommen. [29] 

Bei der Bewertung der statischen Sicherheit von Parkhäusern muss festgehalten werden, dass die 
Brandlast eines batteriebetriebenen Elektrofahrzeuges ähnlich dem mit konventionellem Antrieb ist. 
In der BRAFA Studie [19] wurden durchschnittliche Wärmefreisetzungsraten zwischen 3,5 und 5,5 MW 
bei BEVs und 2,5 bis 4,5 MW bei konventionellem Antrieb ermittelt, somit kann angenommen werden, 
dass die Wärmefreisetzung bei einem vollgeladenen batterieelektrischen Fahrzeug um ca. 1 MW 
größer ist als bei einem vergleichbaren konventionellen Antrieb. Im Allgemeinen stieg die Brandlast 
moderner Fahrzeuge im Lauf der Jahre, unabhängig von der Antriebsart.  

Bei der Installation von Ladeinfrastruktur in Parkhäusern sollte darauf Acht genommen werden, dass 
diese nicht in der Nähe von Fluchtwegen, Stiegenhäusern und Liftschächten errichtet wird, da das 
Risiko eines Brandes während des Ladens höher ist. [14] Gut belüftete Flächen an der Außenhülle sind 
daher besser geeignet. [30] [31] 

 

4.1.2.2. Tiefgarage [24] [25] 

Die Vorgaben für überdachte Stellplätze, Garagen und Parkdecks sind in der OIB (Österreichisches 
Institut für Bautechnik) -Richtlinie RL 2.2 [32] österreichweit einheitlich geregelt. Für Fahrzeuge mit 
elektrischen Energiespeichern sind in der gegenwärtig gültigen Ausgabe der OIB RL 2.2 keine 
Einschränkungen bezüglich der Benutzung von überdachten Stellplätzen, Garagen und Parkdecks 
vorgesehen. Für LPG7 und Wasserstofffahrzeuge verweist die Richtlinie auf ein erforderliches 
Brandschutzkonzept. Ab Garagengrößen von mehr als 4.600 m² ist eine Sprinkleranlage vorgesehen. 
Problematisch ist jedoch, dass die Ventinggase einer durchgehenden Lithium-Ionen-Batterie nicht in 
der Lage sind Sprinklerköpfe bei einer Auslösetemperatur von 68 °C an der Decke auszulösen. 

 
7 Liquefied Petroleum Gas (kurz LPG) bezeichnet ein Flüssiggas, welches hauptsächlich aus Butan und Propan 
besteht. 
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VCE9) durch Zündung der austretenden Venting-Gase. Je niedriger der State of Charge (SoC10), desto 
unwahrscheinlicher ein Thermal Runway. [14] 

 

 
Abbildung 8: Versuch des Fire Safety Research Institutes (FSRI) zur Explosion von Venting-Gasen in Garagen (laufende 

Untersuchung) 

Bei der Ladeinfrastruktur werden je nach Anwendungsart verschiedene Ladebetriebsarten verwendet. 
Von dieser Ladebetriebsart ist auch das Gefährdungspotenzial abhängig. [14] Ladestationen führen im 
Allgemeinen aus den genannten Gründen zu neuen Risiken bzw. Herausforderungen für die 
Einsatzkräfte Thermal Runaway, Explosionsgefahr, Stromschlaggefahr bzw. Auffahren von Fahrzeugen 
auf Ladesäulen. [14] 

Bei Wasserstofftankstellen wurden bisher vereinzelt Unfälle bekannt, medial fand die Explosion im 
Stadtgebiet von Oslo entsprechenden Widerhall. Aufgrund der derzeit noch geringen Verbreitung von 
Wasserstofffahrzeugen und den dazugehörigen Tankstellen kann davon kein Trend in Bezug auf die 
Unfallhäufigkeit abgeleitet werden. Im Rahmen der Arbeiten zur vorliegenden Studie wurde allerdings 
klar, dass Einsatzkräfte oder betroffene Personen bei einem unkontrollierten Wasserstoffaustritt die 
Möglichkeit haben müssen, die Wasserstoffversorgung so schnell als möglich zu Unterbrechen (Not-
Aus). Not-Aus Taster im Bereich der Betankungssäulen sind entsprechend vorzusehen.  

Sowohl bei größeren Ladestationen (mehrere Ladesäulen) als auch bei Wasserstofftankanlagen ist ein 
zentraler, für Einsatzkräfte gut zugänglicher Not-Aus Schalter zu fordern, welcher entweder die 
Stromzufuhr (Ladestationen) oder die Gaszufuhr (Wasserstofftankstellen) zuverlässig unterbricht.  

 

 
 

 

9 Laut dem American Institute of Chemical Engineers (AIChE) unter einer VCE (vapour cloud explosion) eine 
Explosion, die aus der Entzündung einer Wolke aus brennbarem Dampf, Gas oder Nebel resultiert verstanden. Die 
sich ergebende Flammengeschwindigkeit weist eine ausreichend hohe Geschwindigkeiten beschleunigt, um einen 
erheblichen Überdruck zu erzeugen.  

10 Der Ladezustand (SOC) einer Zelle bezeichnet die aktuell verfügbare Kapazität in Abhängigkeit von der 
Nennkapazität. Der Wert des SOC variiert zwischen 0 % und 100 %. (ScienceDirect) 

An Ladestationen oder Ladesäulen für Elektrofahrzeuge sowie an Wasserstofftankstellen 
und Betankungsanlagen soll ein Not-Aus-Schalter angebracht werden, welcher für 

Einsatzkräfte und Benutzer:innen dieser Anlagen gut zugänglich ist. Bei größeren Anlagen 
sollen zentrale Not-Aus-Schalter vorhanden sein.  
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4.2. Technischer Einsatz 

Unter einem technischen Einsatz versteht man jegliche technische Hilfeleistung ohne Brandereignis 
mit oder ohne Personenrettung, darunter fallen auch Fahrzeugbergungen durch 
Einsatzorganisationen. 

 

4.2.1. Verkehrsunfall mit eingeklemmter oder eingeschlossener Person 

Beim Einsatz nach einem Verkehrsunfall mit batterieelektrischen Fahrzeugen sind die 
Standardeinsatzmaßnahmen für Einsatzkräfte grundsätzlich gleich derer konventioneller Antriebe, es 
gibt jedoch zusätzliche Gefahren, welche berücksichtig werden müssen. Grundsätzlich sollte von einem 
verunfallten Fahrzeug mit Hochvoltsystem keine Gefahr für Opfer, Ersthelfer:in und Einsatzkräfte 
ausgehen. Viele Schutzmechanismen sorgen für einen sicheren Betrieb, so wird mit der Auslösung 
eines Airbag-Systems auch das Hochvoltsystem deaktiviert. Sollten jedoch offene spannungsführende 
Teile erkennbar sein, müssen Einsatzkräfte diese mit isolierenden Schutzdecken (vgl. Kapitel 5.6) 
abdecken. Bei Manipulationen sollten in diesem Fall störlichtbogen-sichere, elektrisch isolierende 
Schutzhandschuhe getragen werden (vgl. Kapitel 5.6), da es in äußerst seltenen Fällen bei einer 
Verkettung vieler Fehler zu einer Potentialverschleppung auf Karosserie bzw. Erde kommen könnte.  

 

4.2.2. Fahrzeug im Wasser 

Es entsteht keine Gefährdung für Opfer, Ersthelfer:in oder Einsatzkräfte, wenn ein Fahrzeug im Wasser 
verunfallt. Vor dem Abschalten der Hochvolt-Anlage müssen alle Türen geöffnet werden, dadurch kann 
das Wasser aus dem Fahrzeug ablaufen. Die Hochvoltanlage sollte danach laut Herstellerangaben 
deaktiviert werden. Nach erfolgreichem Einsatz muss das Havariefahrzeug in Quarantäne gestellt 
werden (vgl. Kapitel 8).  

 

4.2.3. Fahrzeug anheben 

Es gibt Situationen, wo Fahrzeuge von Einsatzkräften angehoben werden müssen, in diesen Fällen 
muss nach Herstellervorgaben vorgegangen werden. Eine Beschädigung des Batteriepakets ist dabei 
unter allen Umständen zu vermeiden. Auch Elektrofahrzeuge verfügen über zugelassene Hebepunkte 
zum Ansetzen von Wagenheber und anderen Hebewerkzeugen, das Anheben über die Räder ist 
konventionell möglich. Zu beachten sind die erhöhten Eigengewichte der BEV, HEV und FCEV sowie die 
verminderte Anzahl an erlaubten Hebepunkten am Unterboden aufgrund der Bauweise im Vergleich 
zu konventionellen Fahrzeugen. 
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polizeilichen Landesleitzentrale mit Infrastruktur zur Auswertung des Minimaldatensatzes geroutet, 
nicht alle Landesleitzentralen verfügen aktuell über diese Ausstattung. [35] 

Die Weiterleitung der Informationen in das entsprechende Bundesland und den notwendigen 
Einsatzorganisationen obliegt der Polizei. Bisher erfolgt dies auf analogem Weg mit entsprechendem 
Zeit- und Informationsverlust. An einer Schnittstelle für andere Einsatzorganisationen (kurz SAO) wird 
derzeit gearbeitet, sodass zukünftig vom Einsatzleit- und Kommunikationssystem (kurz ELKOS) der 
Polizei die Feuerwehr und Rettungsdienste auch ohne Schnittstellenbruch mit Daten versorgt werden 
können. 

Die Verwendung des Euronotruf 112 ermöglicht eine Priorisierung im Mobilfunknetz und beste 
Netzabdeckung, da jedes Providernetz verwendet wird. 

 

eCall System TPS 

Viele europäische Fahrzeughersteller verbauen in ihren Fahrzeugen ein eigenes Notrufsystem und 
koppeln damit weitere Dienste (Pannenservice, usw.). Hierbei handelt es sich um eine privatrechtliche 
Vereinbarung zwischen den Kundinnen und Kunden und dem jeweiligen Anbieter. Diese TPS eCall 
Notrufe landen in einem Callcenter des Fahrzeugherstellers, welches sich um die weitere Abwicklung 
kümmert. Hierbei handelt es sich, im Gegensatz zum eCall 112, um einen Anruf ohne Priorisierung. Das 
Callcenter ist über die Rufnummer für die Weiterleitung des Anrufes zu einer Einsatzorganisation 
zuständig. Über diesen wird manuell der Standort des Fahrzeugs beschrieben, eine digitale 
Schnittstelle mit zeitnaher Übermittlung der vorliegenden Daten ist derzeit nicht existent. Aus dieser 
Vorgehensweise ergeben sich in der Praxis eine Reihe an Problemen, u.a. Zeitverlust, Verringerung der 
Datenqualität. [36] [37] 

Unabhängig davon, ob der Hersteller ein eigenes TPS eCall System in das Fahrzeug einbaut, muss bei 
neu zu genehmigenden Fahrzeugmodellen ab 31. März 2018 ein, entsprechend der RL 2007/46/EG 
[38], beschriebenes eCall-Gerät eingebaut sein. Der Fahrzeughalter hat gemäß Artikel 5 (3) der VO 
2015/758 [39] das Recht zu entscheiden, entweder das auf der 112-Notrufnummer basierende 
bordeigene eCall System oder das bordeigene TPS eCall System zu verwenden. Ein nachträglicher 
Umstieg ist in der Regel oft mit Kosten verbunden. [40] 

 

Aus den oben beschriebenen Punkten ergibt sich für die sichere Erkennung von batterieelektrischen 
Fahrzeugen folgender Schluss: Das automatische Notrufsystem eCall erleichtert den 
Einsatzorganisationen die Bearbeitung möglicher Unfallszenarien enorm und unterstütz den sicheren 
Umgang mit verunfallten Fahrzeugen. Um jedes Fahrzeug sicher erkennen zu können und alle 
benötigten Informationen ohne Zeitverzug zu erhalten, wäre ein verpflichtendes eCall 112 System mit 
einer Anlaufstelle und automatischer Weiterleitung (SAO-Schnittstelle) an alle Einsatzorganisationen 
sinnvoll. Aus Einsatzerfahrungen zeigte sich bei Befragungen, dass es für Einsatzorganisationen 
nützlich wäre, diese Schnittstelle zum Fahrzeug während der Einsatzbearbeitung weiter nutzen zu 
können. Solange das Notrufsystem arbeitet, also Informationen über die Batterie im Fahrzeug an die 
Schnittstelle sendet, wäre die Weitergabe dieser Daten an die Einsatzorganisation während des 
Einsatzverlaufes hilfreich. Dabei könnten die aktualisierten Daten über den Batteriezustand 
wesentliche Entscheidungshilfe für die Einsatzkräfte sein und der Zustand der Batterie während 
Rettungsmaßnahmen überwacht sowie die Sicherheit der Einsatzkräfte aber auch von eventuell 
eingeklemmten Personen erhöht werden.  
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5.1.4. Kennzeichenabfrage 

Mit dem Inkrafttreten der 38. KFG-Novelle (BGBl. I Nr. 37/2020 [41]) am 1. Oktober 2020 hat der 
Gesetzgeber die Möglichkeit des Zugriffs auf fahrzeugspezifische Daten aus der zentralen 
Zulassungsevidenz mittels Abfrage des Kennzeichens geschaffen. Aus diesem Grund haben seit 
November 2020 die österreichischen Feuerwehren die Möglichkeit mittels Web-Applikation Marke, 
Type und Baujahr, Antriebsart und weitere Daten mittels einer Kfz-Kennzeichenabfrage zu ermitteln. 
Die Logindaten werden durch den Bundesfeuerwehrverband vergeben bzw. ist bei manchen 
Landesfeuerwehrverbänden die Möglichkeit gegeben, den personenbezogenen Login der jeweiligen 
Verwaltungssoftware zu nutzen. [42] 

Die Abfrage führt derzeit nur für österreichische Kennzeichen zu einem Ergebnis. Es besteht weiters 
die Möglichkeit zur Implementierung einer Schnittstelle, um beispielsweise über die Eingabe des 
Kennzeichens direkt auf das zugehörige Rettungsdatenblatt (z.B. Crash Recovery System von Moditech 
Rescue Solutions B.V. [43]) oder auf das FRS Feuerwehr Rettungsdatenblatt System der Firma 
SilverDAT [44]) zugreifen zu können. 

 

Die Möglichkeit der Kennzeichenabfrage erleichtert die Bearbeitung eines Unfallszenarios für 
Einsatzkräfte und führt zu einem sichereren Umgang mit diesem. Jedoch zeigten die durchgeführten 
Recherchen, dass die Auskunft über die Antriebsart (Benzin, Diesel, Erdgas, Elektro, Hybrid, 
Wasserstoff, usw.) alleine zu wenig Information darstellt. Einsatzkräfte müssen detailliertere 
Informationen zu verwendeten Antriebsarten erhalten, da die einsatztaktischen Grundsätze je nach 
Ausprägung variieren (z.B. Erdgas.- CNG oder LNG; Batterie - NiMH, Li-Ion, Feststoffbatterie). 

 

 
 

5.1.5. ISO 17840 - Teil 4 

Durch den CTIF (Internationaler Verband der Feuerwehr- und Rettungsdienste) wurde der ISO-
Standard 17840 [45] erarbeitet, welcher zum Ziel hat den Einsatzkräften im Einsatzfall eine rasche 
Identifizierung des Antriebes sowie eine Recherche in vereinheitlichten Nachschlagewerken zu 
ermöglichen. Bei dem ISO-Standard 17840 (Teil 1 bis 4) handelt es sich um einen freiwilligen Standard, 
Teile werden jedoch von sehr vielen OEMs bereits angewandt. In Österreich verläuft die 
Implementierung des Teils Nummer 4 [46] sehr schleppend.  

Die ISO 17840 beinhalten folgende Teile: In Teil 1 werden Rettungsdatenblätter für PKW und kleine 
Nutzfahrzeuge beschrieben und die einheitliche Form der Rettungsdatenblätter (auch 
umgangssprachlich Rettungskarten genannt) geregelt. In Teil 2 wird die Form der Rettungsdatenblätter 
für Busse, Reisebusse und Nutzfahrzeuge geregelt. Teil 3 beinhalten die Leitfäden (den in Österreich 
bekannt als Rettungsleitfaden) für Notfallmaßnahmen von Einsatzorganisationen und Pannenfahrer:in 
für Unfälle mit PKW, Bussen und Nutzfahrzeuge. Die Identifizierung der Antriebsart wird in Teil 4 [46] 
beschrieben. Hier wird Aussehen und Anbringungsort der Piktogramme für alle Straßenfahrzeuge 
geregelt. Beispiele für Kennzeichnungssymbole nach ISO 17840 sind in Abbildung 9 ersichtlich.  

Der Gesetzgeber soll es ermöglichen, dass Einsatzorganisationen (Feuerwehr und 
Rettungsdienste) durch die Kennzeichenabfrage genauere Informationen über die beteiligten 
Fahrzeuge erhalten, die Information über lediglich die Antriebsart zeigte sich bisher als nicht 

ausreichend. 
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Aus den oben beschriebenen Punkten ergibt sich für die sichere Beschaffung der nötigen 
Informationen über das verunfallte Fahrzeug folgender Schluss: Die Verbindung zwischen Euro RESCUE 
App mit der nationalen Kennzeichnungsdatenbank bzw. internationalen Registern wie EUCARIS wäre 
ein Meilenstein für die Einsatzkräfte. Nachdem die Euro RESCUE App den Einsatzkräften europaweit 
kostenlos zur Verfügung gestellt wird, wäre die Realisierung dieser Anbindung für alle Feuerwehren 
eine sehr wichtige Einsatzunterstützung.  

 

 

 
Abbildung 10: Beispiel für das Titelblatt eines vierseitigen Rettungsdatenblattes nach ISO 17840 für den Jeep Renegade 4xe  

Der Gesetzgeber soll die Möglichkeit schaffen die nationale Kennzeichendatenbank 
(bzw. mit internationalen Registern wie EUCARIS) mit der Euro RESCUE App der 

Organisation Euro NCAP zu verbinden.  
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5.2.2. Rettungsleitfäden 

Bei den Rettungsleitfäden handelt es sich um ein umfangreiches mehrseitiges Skript der 
Fahrzeughersteller mit einer sehr detaillierten Beschreibung über verschiedenste Notfallmaßnahmen 
und damit verbundenen Handlungsempfehlungen. Die Rettungsleitfäden unterscheiden sich 
grundsätzlich in ihrer Gliederung und Ausführungsbeschreibung der Maßnahmen, sofern sie nicht nach 
ISO 17840 ausgeführt sind.  

Derzeit gibt es kein Portal, auf welchem alle verfügbaren Rettungsleitfäden abgerufen werden können. 
Aufgrund der umfangreichen Ausführung eignen sich Rettungsleitfäden nicht für den Ersteinsatz. 

 

Aus den oben beschriebenen Punkten ergibt sich für den sicheren Umgang mit verunfallten 
batterieelektrischen Fahrzeugen folgender Schluss: Vergleicht man die Aussagen von Herstellern in 
ihren Rettungsleitfäden, wie im Einsatzfall vorzugehen ist, kommen völlig unterschiedliche Aussagen 
zum Tragen, zum Teil sogar widersprüchlich. Die Bandbreite bei der Angabe für geeignete Löschmittel 
für Lithium-Ionen-Batterien variiert je nach Hersteller von mit viel Wasser löschen bis kein Wasser. 
Hier besteht auf jeden Fall Optimierungsbedarf, die OEMs müssen klare, eindeutige und möglichst 
einheitliche Aussagen bringen. Diese müssen auch begründbar und nachvollziehbar sein. 

 

 
 

5.2.3. QR-Code am Fahrzeug 

Der Hersteller Mercedes bringt auf seinen Fahrzeugen einen QR-Code im Tankdeckel und an der B-
Säule an, wird dieser mit einem Mobiltelefon gescannt öffnet sich das Rettungsdatenblatt. Weitere 
Hersteller sind diesem Beispiel nicht gefolgt, es gibt aber einen kommerziellen Anbieter, die Firma 
Herberger GmbH (www.res-qr.de), welche diese Etiketten kommerziell auch für andere Marken 
anbietet. Der Fahrzeugbesitzer kann hier kostenpflichtig eine QR-Etikette erwerben. 

Aufgrund der Einschränkung der QR-Codes auf einen Fahrzeughersteller bzw. der kostenpflichtigen 
Alternative findet diese Art der Informationsbeschaffung keine allzu große Verbreitung. Der finanzielle 
und materielle Aufwand für die Anbringung des QR-Codes wäre für Fahrzeughersteller sehr gering, der 
Nutzen für Einsatzorganisationen erscheint im Falle eines Brandes jedoch fragwürdig.  

 

5.2.4. Informationen im Fahrzeugdisplay 

In der United Nations Global Technical Regulation on the Electric Vehicle Safety No. 20 [47] wird im 
Punkt 5.3.3 eine Sollbestimmung beschrieben, welche den/die Fahrer:in im Falle eines detektierten 
thermischen Ereignisses in der Batterie, mittels einer Warnung im Display informiert. Die chinesische 
GB/T 38031 [48] geht noch einen Schritt weiter und definiert dies als Mussbestimmung und legt 
außerdem fest, dass es 5 Minuten lang kein offenes Feuer geben und keine Ventinggase in den 
Passagierraum gelangen dürfen. Ein Blick auf das vielleicht noch aktive Display in einem 
batterieelektrischen Fahrzeug könnte Einsatzkräften helfen nähere Informationen über den Zustand 
des Batteriesystems zu erlagen.  

Von Herstellern herausgegebene Handlungsempfehlungen über Notfall-Maßnahmen 
sollen klar, eindeutig und möglichst einheitlich sein.  
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5.3. Unfallbearbeitung durch die Feuerwehr im Brandfall [16] 

Ein in Brand stehendes batterieelektrisches Fahrzeug unterscheidet sich bei Löscharbeiten nur dann 
von einem konventionellen Fahrzeug, wenn die Batterie direkt betroffen ist. Folgend wird die 
Unfallbearbeitung eines in Brand stehenden Fahrzeuges beschrieben, bei welchem die Batterie in das 
Brandgeschehen involviert ist. Hochvoltbatterien sind in der Regel in einem stabilen, teils 
wasserdichten Gehäuse eingebaut, welches in die Fahrzeugstruktur (z.B. im Unterboden oder bei 
Bussen am Dach) integriert und zusätzlich verkleidet ist. Aus diesem Grund kann aufgebrachtes 
Löschmittel den Brandherd bei einem Brand innerhalb einer mechanisch nur unwesentlich 
beschädigten Batterie nicht erreichen. Eine externe Kühlung ist nur eingeschränkt wirksam, da die 
Zellmodule zum Außengehäuse teilweise thermisch isoliert sind. Brandversuche und bisherige Einsätze 
haben gezeigt, dass sich die Löschdauer und der Löschmittelbedarf im Gegensatz zu konventionellen 
Antrieben erhöhen. Erfahrungen zeigen auch, dass sich bei Lithium-Ionen-Batterien ein Löscherfolg 
erst dann einstellt, wenn Wasser das Innere der Batterie erreichen und diese so kühlen kann. 

Wasser ist als Löschmittel grundsätzlich geeignet, Löschmittelzusätze sind nicht erforderlich. Inwiefern 
die Effizienz des Löschmittels Wasser durch diverse Zusätze noch verbessert werden kann, ist derzeit 
nicht ausreichend fundiert untersucht.  

Brände von Lithium-Ionen-Akkus setzten ebenso wie anderen Brände Atemgifte in erheblichem Maße 
frei. Die Rauchentwicklung einer reagierenden Lithium-Ionen-Batterie zeigt sich meist durch weiße, 
hellgraue bis tiefschwarze Rauchwolken. Hierbei werden brennbarer Elektrolyt (weißer Dampf) und 
Grafit (dunkler Rauch) abgeblasen. Auch brennbare Kunststoffteile (Separator, Isolierungen, usw.) sind 
in das Brandgeschehen involviert. Durch das Abblasen der Elektrolytdämpfe kann es außerhalb zur 
Bildung von Stichflammen kommen. Auch ist es möglich, dass glühende Metallteile bzw. flüssige 
Metallspritzer ausgestoßen werden. Im Verlauf des Brandes ist davon auszugehen, dass aufgrund der 
hohen Temperaturen Löcher in das Gehäuse gebrannt werden. Geschmolzene Kabeleinführungen und 
Druckentlastungsöffnungen ermöglichen ebenso das Eindringen von Löschmittel in das Innere der 
Batterie.  

Während der Fahrzeugbrand mit konventionellen Mitteln gelöscht werden kann, brennt die Lithium-
Ionen-Batterie aufgrund der fehlenden Zugangsmöglichkeit unter Umständen weiter. 

Für die Bearbeitung eines Brandereignisses ergeben sich derzeit folgende Möglichkeiten: 

1. Brandbekämpfung mit großen Mengen an Löschwasser, hierdurch wird die Hochvoltbatterie 
extern gekühlt und Wasser dringt über (entstandene) Öffnungen ein.  

2. Einbringung von Wasser als Kühlmittel direkt in das Batteriesystem. Gegebenenfalls kann 
Wasser über eine vom Fahrzeughersteller vorgesehene Öffnung in das Innere der 
Hochvoltbatterie eingebracht werden. Hinweise auf entsprechende Öffnungen können dem 
Rettungsdatenblatt entnommen werden. Beispiel hierfür sind der Fireman Access von Renault 
bzw. Öffnungen zum Entnehmen des Service-Disconnect. Ein weiterer Weg zum Einbringen von 
Wasser in der Batterie ist die Schaffung eines Zugangs mit Hilfe von penetrierenden 
Löschsystemen (u.a. von Rosenbauer oder AVL). 

3. Grundsätzlich ist auch das kontrollierte Brennen lassen einer Lithium-Ionen-Batterie im 
abgelöschten Fahrzeug eine Option. Ist die Reaktion der Zellen abgelaufen reduziert sich das 
Risiko einer Wiederentzündung. Eine spezielle Löschdecke für PKW-Brände kann die 
Wiederentzündung des Fahrzeugs verhindern, beendet aber nicht die Reaktion in der Batterie. 
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4. Versenken des betroffenen Fahrzeuges bis auf Niveau der Hochvoltbatterie im Wasserbad ist 
eine weitere Möglichkeit. Die Hochvoltbatterie wird extern gekühlt. Außerdem kann Wasser 
über Öffnungen im Batteriegehäuse eindringen und benachbarte Zellen so weit abkühlen, dass 
keine weitere thermische Reaktion möglich ist und somit den Brand löschen. Verbleibt das 
Fahrzeug mit Batterie über mehrere Tage im Wasserbad, werden die einzelnen Zellen entladen 
und die Gefahr einer Wiederentzündung wird reduziert. Es sollte nur so viel Wasser verwendet 
werden, wie erforderlich ist, um in das Batteriegehäuse eindringen zu können bzw. bei einer 
Notentgasung reicht die Kühlung der unteren Gehäusehälfte. Eine fachgerechte Entsorgung des 
Löschwassers ist bei dieser Methode erforderlich, es ist eine der effektivsten Formen der 
Löschwasserrückhaltung, welche aufgrund der Auswaschung von Zellchemie anzustreben ist. 
Dieses Verfahren ist aufgrund der Größe des Wasserbades nur an PKW anwendbar.  

 

Aus den oben beschriebenen Punkten ergibt sich für die sichere Bearbeitung des Szenarios Brand eines 
batterieelektrischen Fahrzeuges folgender Schluss: Wasser ist als Löschmittel grundsätzlich geeignet. 
Ist die Batterie in das Brandgeschehen involviert sollte Wasser als Kühlmittel direkt in diese 
eingebracht werden. Hierzu eignet sich vor allem ein vom Hersteller angebrachter Zugang 
(vergleichsweise Fireman Access von Renault). Dieser sollte für alle Hersteller verpflichtend für die 
Inverkehrbringung vorgeschrieben sein. Die flächendeckende Anschaffung von Speziallöschgeräten für 
batterieelektrische Fahrzeuge durch die Feuerwehr erscheint nicht sinnvoll, da der gesetzliche Auftrag 
(primäre Gefahrenabwehr) durch vorhandene Mittel erfüllbar ist.  

 

 
 

 
 

Leider konnten zum derzeitigen Stand keine Informationen bzw. Erfahrungen bei LKW, Bussen und 
Nutzfahrzeugen erhoben und in dieser Studie berücksichtigt werden. Auch wurden diese 
Fahrzeugklassen in wissenschaftlichen Untersuchungen und empirischen Studien bisher unzulänglich 
behandelt. Aus diesem Grund bedarf es in naher Zukunft weiterführender Untersuchungen für 
Nutzfahrzeuge, da in der Bearbeitung eines Brand- oder Unfallereignisses ein Unterschied zu PKW zu 
erwarten ist.  

 

 
  

Wasser ist als Löschmittel für batterieelektrische Fahrzeuge und als Kühlmittel für die 
Batterie grundsätzlich geeignet und soll daher primär als Löschmittel eingesetzt werden. 

Eine Öffnung zur Einbringung von Löschwasser als Kühlmittel in die Fahrzeugbatterie soll vom 
Hersteller verpflichtend gefordert werden. 

 

Eine wissenschaftliche Studie zu sicherheitsrelevanten Fragen bei batterieelektrischen 
Nutzfahrzeugen ist aus Mangel an diesbezüglichen Informationen erstrebenswert.  
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5.3.1. Ablaufschema Brand Kfz 

  

Brand Kfz 

Brandbekämpfung unter Umluft 
unabhängigem Atemschutz mit Wasser 
(bei Bedarf Netzmittel oder Schaum) 

Elektro- 
fahrzeug 

Übergabe an Abschlepper, 
Besitzer:in, usw. 

Brand LIB 

Energiespeicher kühlen 
Löschwasserversorgung 

sicherstellen und 
Löschwasserrückhaltung 

prüfen 

trockene Quarantäne 
mit Überwachung nasse Quarantäne 

JA NEIN 

JA 

JA TBat.>60°C 
oder 

steigend 

Weiter 
Kühlen 

möglich? 

Ab hier endet Gefahrenabwehr und Zuständigkeit der Feuerwehr 

NEIN 

JA 

Fahrzeug gegen Wegrollen sichern 

NEIN 

NEIN 
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5.4.1. Wasser 

Wasser ist grundsätzlich das von den Herstellern in Rettungsleitfäden empfohlene Löschmittel, da es 
eine sehr gute Kühlwirkung besitzt. Außerdem ist es das gebräuchlichste Löschmittel von Feuerwehren 
und kann auch in größeren Mengen transportiert (Pendelverkehr mit Tanklöschfahrzeugen) bzw. 
gefördert (Wasserförderung über längere Wegstrecken mit Hilfe von Relaisleitungen) werden. Wasser 
ist fast überall vorhanden und relativ günstig. 

Damit Wasser seine Kühlwirkung auch entfalten kann, muss es so nah wie möglich an den 
Reaktionsherd herangebracht werden, d.h. am besten in das Batteriegehäuse selbst, direkt an das 
reagierende Modul bzw. an die Zellen. Noch nicht von der Reaktion betroffene Module werden durch 
das Umspülen mit Wasser thermisch isoliert, damit der thermische Stress nicht so groß wird um in 
einen Thermal Runaway zu laufen. 

Die einfachste Möglichkeit Wasser in die Batterie einzubringen ist, wenn der Hersteller selbst dafür 
schon Öffnungen zum Einbringen von Löschwasser vorgesehen hat. Patente hierzu sind angemeldet, 
aktuell (Stand August 2022) hat jedoch nur ein Hersteller (Renault) eine Lösung in Serie.  

Alternativ hierzu gibt es eine Vielzahl von Armaturen, welche Wasser als Kühlmittel von unten an das 
Gehäuse einer Hochvoltbatterie bzw. an die Bodenplatte des Fahrzeuges heranbringen. Moderne 
Batterie-Systeme sind jedoch thermisch gut von der Umwelt entkoppelt, verfügen über isolierende 
Schichten, Kühlsysteme mit Kühlflüssigkeit, usw. welche die Effektivität einer externen Kühlung sehr 
stark sinken lässt. Empirische Versuche mehrerer Interessenvertreter zeigten diese Problematik. [49] 

 
Abbildung 12: Vergleich keine (rote Linie) / externe (schwarze Linie) / interne (blaue Linie) Kühlung [49]  

 

5.4.1.1. Systeme zur Flutung 

Um einen möglichst raschen Löscherfolg zu erzielen, muss Wasser in das Batteriegehäuse gelangen. 
Einerseits um die brennenden Materialien zu löschen und anderseits nicht betroffene Batteriezellen 
zu kühlen, und damit eine weitere thermische Reaktion der Zellen zu verhindern. Eine vor allem in der 
Vergangenheit praktizierte Möglichkeit ist das Fahrzeug in einer wasserdichten Wanne bis 
Batterieniveau zu fluten (und hier macht nur die Flutung bis Batterieniveau Sinn). Dies ist jedoch nur 
dann sinnvoll, wenn sicher ist, dass die Batterie am Brandgeschehen teilnimmt und exotherm reagiert. 
Es gibt einige dokumentierte Fälle, wo es zwar zu einem Fahrzeugbrand eines BEV kam, die Batterie 
jedoch unbeschädigt war. In diesem Fall wäre eine Flutung eine Schadensausweitung und würde erst 
recht einen kritischen Zustand der Traktionsbatterie herbeiführen. Bei Bränden von 
batterieelektrischen Fahrzeugen wurde hierzu in der Vergangenheit oft eine Mulde bzw. ein 
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isolierte Schlagplatte und bekam einen kurzen Stromschlag, der keine weiteren 
Auswirkungen oder Verletzungen zufolge hatte. [19] 

Zum aktuellen Stand rät der DGUV (Verband der deutschen gesetzlichen Unfallversicherungen) von 
penetrierenden Systemen ab, welche manuell eingetrieben werden müssen (z.B. E-Löschlanze der 
Firma Murer [50]). [16] Von der Verwendung derartiger Systeme, welche über keine elektrisch 
isolierten Griffe, keine elektrisch isolierten Abstandhalter und kein Potenzialausgleichskabel verfügen, 
wird abgeraten. Die DGUV Empfehlung, derartige Systeme nicht an Hochvolt-Energiespeichern 
einzusetzen, ist ebenfalls aktuell. 

 

5.4.1.3. Hochdruckwassernebel 

Hochdruckwassernebelanlagen nutzen den Effekt der relativ kleinen Wassertropfen, welche sich sehr 
gut verteilen, eine sehr große Reaktionsoberfläche besitzen und daher einen sehr guten Kühleffekt und 
als Nebeneffekt eine Rauchgaswaschung besitzen, welche die Kontamination von Oberflächen 
verringert. Erfahrungen aus dem Bereich der Hochseeschifffahrt zeigen, dass der 
Hochdruckwassernebel gute Ergebnisse bei der Brandbekämpfung liefert. Laut einer Schweizer Studie 
sind weitere Forschungen notwendig, um die positive Auswirkung von Hochdruckwassernebelanlagen 
im Bereich von Tiefgaragen, Tunnel, udg. zu verifizieren. [30] 

 

5.4.2. Löschmittelzusätze (für Wasser) 

Löschmittelzusätze werden dem Löschwasser entweder vorab schon als Premix oder zum Zeitpunkt 
des Aufbringens mit Hilfe von Zumischsystemen beigemengt. Diese Zusätze sollen das Verhalten des 
Löschwassers und somit die Löschwirkung positiv beeinflussen. Als Wirkungsweise kommen hier die 
bessere Benetzungsfähigkeit, die Absenkung des Siedepunkts und somit bessere Kühlfähigkeit, die 
kapselnde Löschwirkung, udg. in Frage. 

 

5.4.2.1. Dispersion auf Vermiculitebasis 

Ein weiterer Zusatz zu Wasser am Markt ist im Moment eine Dispersion auf Vermiculitebasis. Der 
Löscheffekt beruht darauf, dass die Suspension aus Wasser und Vermiculite als Nebel aufgetragen 
wird. Dabei verdampft das Wasser und entzieht dem Feuer Energie. Der Film trocknet und eine 
Sauerstoffbarriere zwischen brennbaren Stoff und Atmosphäre entsteht. Der Vermiculitfilm ist nicht 
elektrisch leitfähig. Wie gut die Möglichkeit zur Einbringung dieser Mischung in die Batterie ist, kann 
zum derzeitigen Zeitpunkt nicht beurteilt werden, ebenfalls gibt es derzeit keine belastbaren 
Untersuchungen bezüglich der Effektivität im Vergleich zu Wasser.  

 

5.4.3. Löschgase 

Die Anwendung von Löschgasen ist aufgrund von notwendigen Konzentrationen nur in geschlossenen 
Räumen möglich. Der Raum selbst kann mit Löschgas inertisiert werden und verhindert weitere 
Brandausbreitung. Ein Löschen des Brandes in der Batterie ist nicht möglich, da der Sauerstoff hierfür 
in der Batterie selbst vorhanden ist und die Reaktionen daher in der Batterie weiter ablaufen. 
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5.4.4. Feste Löschmittel 

Feste Löschmittel sind im Bereich von Batteriesystemen an Kraftfahrzeugen für Einsatzkräfte 
ungeeignet, da ein effektives Aufbringen aufgrund der örtlichen Lage der Batterie im Fahrzeug kaum 
möglich ist. Diese Art der Löschmittel wird präventiv als Füllmaterial bei der Lagerung und dem 
Transport von LIB verwendet. Der Löscheffekt beruht auf der Temperaturverringerung durch die 
Aufnahme von Wärmeenergie beim Schmelzvorgang des Granulats, welches eine isolierende Schicht 
bildet und dadurch eine thermische Entkoppelung gegenüber der Umgebung stattfindet. Bei Aerosolen 
findet zusätzlich eine Bindung der Verbrennungsradikalen statt.  
 

5.4.5. Lösch-, Brandbegrenzungsdecke 

Lösch- bzw. Brandbegrenzungsdecken nutzen den Effekt des Erstickens der Flammen durch 
Sauerstoffentzug. Für batterieelektrische Fahrzeuge werden Löschdecken im Großformat erzeugt und 
spezielle Gewebe verwendet, welche den hohen Temperaturen trotzen sollen. Der Brand in einer 
Lithium-Ionen-Batterie kann nicht durch Sauerstoffentzug erstickt werden, da in der Batterie selbst der 
Sauerstoff in einer Reduktionsreaktion aus Metalloxid entsteht und direkt in der Zelle die Energie frei 
wird. Die ausblasenden Gase und Dämpfe sind teilweise brennbar und benötigen 
Umgebungssauerstoff zur Reaktion. Hier kann eine solche Decke eine positive Wirkung erzielen. Der 
Begriff Brandbegrenzungsdecke würde das Verhalten aber besser beschreiben, da ein Löschen eines 
in Brand stehenden Fahrzeuges nicht adäquat möglich ist. Bei vom ÖBFV durchgeführten Versuchen 
zeigte sich, dass die Decke unter der enormen Energie des Batteriefeuers stellenweise versprödet. Der 
Einsatz einer Lösch- oder Brandbegrenzungsdecke kann im Bereich des Transports von verunfallten 
batterieelektrischen Fahrzeugen sowie der Lagerung auf Quarantäne- bzw. Havarieflächen die 
Ausbreitungsgefahr wesentlich minimieren. 

 
Abbildung 13: Beispiel für eine Elektro-Fahrzeug-Sicherheitshülle (Quelle: SEDA Umwelttechnik GmbH) 

Aus den oben beschriebenen Punkten ergibt sich für die Brandbekämpfung von verunfallten 
batterieelektrischen Fahrzeugen folgender Schluss: Grundsätzlich sind keine Löschmittelzusätze 
notwendig, um einen Fahrzeugbrand unter Beteiligung einer Lithium-Ionen-Batterie zu löschen. 
Wasser ist ein geeignetes Löschmittel. Löschschaum könnte sogar durch seine Leitfähigkeit den 
kritischen Zustand der Batterie verschlechtern. Derzeit gibt es keine standardisierten Verfahren zur 
Beurteilung der Effektivität von Löschmittelzusätzen in Hinblick auf den Einsatz von Bränden bei 
batterieelektrischen Fahrzeugen. Hier ist die Wissenschaft angehalten, geeignete Methoden zu 
beschreiben.  
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Abbildung 14: ÖBFV Merkblatt Technischer Einsatz bei Fahrzeugen mit alternativen Antrieben 

 

5.6. Sondergeräte für technischen Einsatz 

Für einen technischen Einsatz der Feuerwehr gibt es am Markt derzeit verschiedenste Sondergeräte 
bzw. Spezialwerkzeuge, auch ist zu erwarten, dass dieses Angebot weiterhin steigt. Aus der Sicht von 
Expert:innen gibt es zwei wichtige Utensilien für den Einsatz an elektrischen Fharzeugen, dies sind 
einerseits elektrisch isolierende Schutzhandschuhe und andererseits eine isolierende Schutzmatte, auf 
welche im Folgenden kurz eingegangen wird. Weitere Sondergeräte für den technischen Einsatz sind 
nicht erforderlich.  




































































































































